
Seite 1 von 1 aus Vorlage: AT/0040/2024

Antrag

Beschlussentwurf:
Der Stadtrat möge beschließen:
Die Stadtverwaltung Koblenz wird beauftragt, eine Bezahlkarte für Asylbewerber einzuführen.

Begründung:
Bereits im November vergangenen Jahres wurde sich bei einem Treffen des Bundeskanzlers mit den
Ministerpräsidenten auf die Einführung einer Bezahlkarte für Asylbewerber geeinigt; schon seit
Dezember laufen in einigen Kommunen Modellversuche.

In Rheinland-Pfalz wurde sich bei der Bezahlkarte auf gemeinsame Standards für ein
Vergabeverfahren verständigt. Laut der Landesregierung können sich Kreise und kreisfreie Städte im
Rahmen der kommunalen Selbstverwaltung und der rechtlichen Möglichkeiten bereits jetzt
entscheiden, ob sie die Karte einführen oder nicht.

Diese Grundsatzentscheidung wird hiermit vom Rat der Stadt Koblenz getroffen.

Die Vorteile der Einführung der Bezahlkarte sind vielfältig: Mit der Bezahlkarte wird sichergestellt,
dass das Geld aus deutscher staatlicher Unterstützung von den Leistungsempfängern nach AsylbLG
in Deutschland genutzt und nicht in deren Herkunftsländer überwiesen wird – ein Phänomen, das
bereits zu einem Abfluss von Steuergeldern in astronomischer Höhe geführt hat.
Dieser Sozialbetrug muss nun endlich effektiv bekämpft werden! Des Weiteren versprechen wir uns
von der Bezahlkarte eine Entlastung der Verwaltung und vor allen Dingen den Abbau starker
Fehlanreize (Pull-Faktoren), die wesentlich für die Massenzuwanderung seit 2015 sind.

Eine vollständige Wende in der Zuwanderungspolitik samt Änderungen übergeordneter Gesetze
bleibt natürlich auch nach der Bezahlkarte unser Ziel.
Ihre Einführung ist infolgedessen lediglich als längst überfälliger, aber wichtiger Zwischenschritt zu
betrachten.

Finanzielle Auswirkungen:

Auswirkungen auf den Klimaschutz: -
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Betreff:

Abfluss von Steuergeldern ins Ausland verhindern, Fehlanreize abbauen - Bezahlkarte für
Asylmigranten zeitnah einführen!

Gremienweg:
18.04.2024 Stadtrat einstimmig mehrheitl. ohne BE

abgelehnt Kenntnis abgesetzt
verwiesen vertagt geändert
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